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BIBS-Fraktion fordert: Keine Zerstörung der Okeraue für den Bau der 

Brücke bei Leiferde 
 
Die nachhaltigen Proteste vieler BürgerInnen aus Leiferde zeigen, dass die Mei-
nung der Bürgerschaft nicht so einhellig ist, wie es der einstimmige Bezirksrats-
beschluss vermuten lässt.  
 
Die BIBS-Fraktion meint dazu: Eine neue Brücke ja, aber nicht auf Kosten der 
Natur und der Sicherheit von Fußgängern und Radfahrern. 
 
BIBS-Fraktionsvorsitzender Wolfgang Büchs erklärt: „Um Fördermittel des Lan-
des beantragen zu können, darf die Brücke keine Traglastbeschränkung aufwei-
sen und muss auf freier Strecke für 70km/h zugelassen sein. Das geht nur mit 
der Nordtrasse. Diese Trasse bedeutet aber nicht nur freie Fahrt für LKW und 
höhere Geschwindigkeiten, sondern auch erheblich stärkere Eingriffe in die Natur 
als die ‚kleiner‘ und ‚langsamer‘ ausgelegte Südtrasse (z.B. muss eine sehr alte 
Schwarzpappel fallen - eine stark gefährdete Baumart). Wie beim Neubau der 
Berkenbuschbrücke in Stöckheim haben Verwaltung, CDU und SPD jedoch nur 
Augen für die Förderfähigkeit. Dem werden die aus Sicht der BIBS-Fraktion sehr 
berechtigten Bedenken von Leiferder BürgerInnen völlig untergeordnet. Typisch 
für Braunschweig: Der Natur- und Umweltschutz zieht mal wieder den Kürzeren.  
 
Da die Unterlagen zu den Umweltauswirkungen im Planungs- und Umweltaus-
schuss am 09.08.2017 noch gar nicht vorlagen, hätte die Entscheidung für eine 
bestimmte Trasse bzw. Planungsvariante noch nicht getroffen werden dürfen. 
SPD, CDU und Verwaltung ist die Zerstörung der Okeraue dort offensichtlich 
egal“, so Wolfgang Büchs abschließend. 
 
Die BIBS-Fraktion unterstützt den Protest der BürgerInnen und fordert die Ver-
waltung und die großen Parteien auf, den Beschluss zurückzunehmen. Nach Vor-
liegen aller Unterlagen muss die Sachlage unter direkter Beteiligung der Leiferder 
BürgerInnen neu bewertet werden. 


